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Gutscheine für
dieBildung
Obwalden Wer beim Lesen,
SchreibenundRechnen imKan-
ton Obwalden Schwächen hat,
erhältnuneinenfinanziellenAn-
reiz, einen Weiterbildungskurs
zubesuchen.AbMärzbietet der
Kanton Bildungsgutscheine an,
teiltederRegierungsratmit.Wer
einen entsprechenden Weiter-
bildungskurs besucht, kann
einen Gutschein im Wert von
500Frankenbeziehen.Profitie-
ren können inObwaldenwohn-
haftePersonen,die imErwerbs-
alter sind.

Obwalden setze auf ein be-
währtes System, das bereits in
Luzern, Zug und Schwyz einge-
führt wurde, heisst es weiter.
DurchdieFörderungderGrund-
kompetenzen sollen Erwachse-
ne befähigt werden, sich in der
Arbeits- und Lebenswelt zu be-
haupten und weiterzuentwi-
ckeln.DieMassnahmesollehel-
fen, dass sie für den Arbeits-
markt fit blieben oder die
Integration indenArbeitsmarkt
schaffenwürden.

Gemäss Schätzungen des
Bundes fällt es rund zehn Pro-
zent der erwachsenen Bevölke-
rung der Schweiz schwer, Texte
zu lesenundzuverstehen, eige-
ne Texte zu verfassen, mit Zah-
len umzugehen oder den Com-
puter zu bedienen. Für Men-
schen, die nicht über diese
Grundkompetenzen verfügen,
können alltägliche Situationen
schnell zueinergrossenHeraus-
forderungwerden. (rem)

JazuFachhochschul-Motion
Obwalden soll sich beimKonkordatsrat derHSLU fürmehrGeld imBereichForschungundEntwicklung einsetzen.

Martin Uebelhart

Dominik Imfeld (CVP/Mitte,
Sarnen), Annemarie Schnider
(SP, Sachseln), Stefan Flück
(FDP, Kerns) und Hanspeter
Scheuber (CSP, Kerns) wollten
sich mit einer Motion für mehr
Mittel für die Fachhochschule
Luzern (HSLU) einsetzen. Der
Vorstoss verlangt vonderRegie-
rung, sich im Konkordatsrat für
eineErhöhungderTrägerrestfi-
nanzierung der HSLU im Leis-
tungsauftrag2024-2027von0,5
Prozent einzusetzen.

Diese zusätzlichen Gelder
sollen indenBereichForschung
und Entwicklung fliessen. Die
Trägerrestfinanzierung ist einer
vonzweiwesentlichenFinanzie-
rungsbestandteilen der sechs
Zentralschweizer Konkordats-
kantone.DerandereBestandteil
sinddieBeiträgeproStudieren-
de, welche die Kantone leisten.

Trägerkantonevor
Herausforderungen
Die Fachhochschule Zentral-
schweiz weise mit 5 Prozent
schweizweit das mit Abstand
niedrigste Verhältnis der Ge-
samtkostenzurTrägerrestfinan-
zierungauf, steht inderBegrün-
dung des Vorstosses. Mit einer
Erhöhung der Trägerrestfinan-
zierung von 5 auf 5,5 Prozent
solle der Anteil der Forschung
und Entwicklung am Gesamt-
umsatz gezielt erhöht werden.
Für Obwalden bedeutete dies
Mehrkosten von rund 77000
Franken.Mit diesermassvollen
Erhöhung lasse sich der For-
schungsanteil um ein Mehrfa-
ches steigern, da aufgrund der
Finanzierungsregeln jeder in-
vestierte Franken der öffentli-
chen Hand mit mindesten 1.50
FrankenderPrivatwirtschaft er-
gänzt werde.

Der Regierungsrat beantragte
demKantonsrat die Ablehnung
der Motion. Er sei sich der Be-
deutungderForschungundEnt-
wicklung für die HSLU und für
die ganze Zentralschweiz be-
wusst und kenne deren positi-
venEinfluss aufdieAusbildung,
hält er in seiner Antwort auf die
Motion fest. Mit der bisherigen
Trägerrestfinanzierung hätten
diegesetztenZiele erreichtwer-
den können. Das anhaltende
Wachstum der HSLU stelle die
Trägerkantonevorgrossefinan-
zielle Herausforderungen. Der
Regierungsrat teile trotz Sympa-
thien für das Motionsanliegen
die Schwerpunktsetzung des

Konkordatsrates, die beim
Eigenkapitalaufbau und dem
Ausbau der Infrastruktur lägen.
Dies auchvordemHintergrund,
dass die Grundfinanzierung im
Kontext des Aufgaben- und Fi-
nanzplanes Luzern bereits er-
höht worden sei. Zudemwerde
mit demCampusHorwundmit
einem allfälligen Aufbau eines
Studienangebots imBereichGe-
sundheit die finanzielle Belas-
tung der Trägerkantone noch-
malsmarkant steigen. Schliess-
lich sei auch die finanzielle
Situation im Kanton Obwalden
angespannt.

«DerKonkordatsratwird je-
dochdieEntwicklungderHSLU

als Ganzes im Auge behalten
undbei Bedarf auch eineweite-
re Erhöhung der Trägerrestfi-
nanzierung diskutieren», hält
der Regierungsrat fest. Bil-
dungs- und Kulturdirektor
Christian Schäli sagte, dass die
ÜberweisungderMotionmate-
riell nichts ändernwürde,dader
Leistungsauftrag 2024-2027
rechtskräftig sei. Doch könne
die Überweisung symbolischer
Natur sein.

Vorstösse inallen
ZentralschweizerKantonen
Dominik Imfeld betonte als
einerderErstunterzeichner, die
Bedeutung der angewandten

Forschung, welche die Hoch-
schule Luzern in Zusammen-
arbeit mit Privatunternehmen
betreibe, zeige sich auch darin,
dass in allen sechs Zentral-
schweizerKantonsparlamenten
die gleichlautende Forderung
eingereicht worden sei. Der
Fachhochschulrat und auch die
LeitungderHSLUhättenbereits
bei den Verhandlungen zum
Leistungsauftrag 2024-2027
einehöhereTrägerrestfinanzie-
rung gefordert. «Eine Forde-
rung, die jedochanderEinstim-
migkeit des Konkordatsrat ge-
scheitert ist», so Imfeld. Er
bedaure, dass die Obwaldner
Regierung das Anliegen zwar
anerkenneund teile, sich jedoch
nicht getraue, sich für dieses re-
gionalpolitisch wichtige Anlie-
geneinzusetzen, sowiedas zum
Beispiel die Nidwaldner oder
Zuger Regierungen mit ihrer
Empfehlung für ein Ja zumVor-
stoss deutlich gemacht hätten.

DieMehrheit derFDP-Frak-
tion sprach sich gegen die Mo-
tion aus. Thomas Baumgartner
(Giswil) hielt unter anderem
fest, es gelte Prioritäten zu set-
zen, sowohl im Kanton wie bei
der HSLU. Der Konkordatsrat
müsse langfristig denken. Mar-
cel Durrer (Alpnach) sagte na-
mens der SVP-Fraktion, man
müsse dem Sparwillen Rech-
nung tragen. Seine Partei lehne
dieMotionab.Marcel Jöri (CVP,
Alpnach) sprach in Zusammen-
hang mit Forschung und Ent-
wicklungvoneinerChance. Ste-
fanFlück (FDP,Kerns), einerder
Motionäre, erwähnte Studien,
die besagten, dass es in Regio-
nen mit einer Fachhochschule
zueinerAufwertungderBerufs-
lehre komme.

Der Kantonsrat nahm die
Motion mit 29 zu 14 Stimmen
bei einer Enthaltung an.

DasDepartement Technik und Architektur der Hochschule Luzern in Horw. Bild: Pius Amrein (Horw, 7. 10. 2023)

«Esmusssichetwasändern»
Die SVPObwaldenwarmit denAntworten auf ihre Interpellation
zumThemaAsylpolitik nicht nur zufrieden.

Martin Uebelhart

Die SVP hatte in einer Interpel-
lation zahlreiche Fragen zum
Asylwesen gestellt (Ausgabe
vom 24. Januar). Mit der Ant-
wort der Regierung sei die Par-
tei einerseits zufrieden, weil in
einigen Fragen Licht ins Dun-
kel gebrachtwerde, sagte Peter
Seiler (Sarnen). Anderseits sei
man unzufrieden, weil einmal
mehr im Unterton suggeriert
werde, es sei alles halb so
schlimm respektive man habe
alles im Griff. «Wenn man die
Geschichte nüchtern betrach-
tet, haben wir es schon lange
nicht mehr im Griff», konsta-
tierte Seiler. «Wir haben in den
verschiedenenBundesasylzen-
tren und im ganzen Flücht-
lingswesen ständig ansteigen-
de Probleme.»

Die SVP fordere denRegie-
rungsrat auf, gegenüber dem
Bund klar darzustellen, dass
man dieseMigrations- und ins-

besondere die Asylpolitik nicht
mehr toleriere. «Es muss sich
grundsätzlich etwas ändern.»
Das könne man auch, wenn
manwolle. Das geltendeRecht
im Asylbereich müsse wieder
so durchgesetzt werden, wie es
vorgesehen sei, so, wie man es
demokratisch beschlossen
habe. Auf Bundesebene und
insbesondere beim Staatsse-
kretariat für Migration (SEM)
bestehe grosser Handlungs-
bedarf.

DerBund ist im
Asylwesen imLead
Das Asylwesen in der Schweiz
sei eine Verbundaufgabe von
Bund, Kantonen und Gemein-
den, sagte Sicherheits- und So-
zialdirektor Christoph Amstad
im Kantonsrat. Alle müssten
ihrenBeitragdazu leisten.Ohne
Bundesasylzentrummüssteder
Kanton mehr Menschen in den
kantonalen Strukturen unter-
bringen.Mansei sichall derPro-

blemebewusst undprobiere zu-
sammenmitdemBund,diese zu
lösen. Im Lead sei aber der
Bund.

«Es besteht im Kanton Ob-
walden keine Asylkrise», so
Amstad. Der Bund sei zusam-
men mit der Europäischen
Staatengemeinschaft gefor-
dert, die Situation gesamtheit-
lich zu verbessern. Dem Kan-
ton obliege die Aufgabe, die
zugeteilten Flüchtlinge zu be-
treuen und zu integrieren. Es
gebe genügend Unterbrin-
gungsplätze imKanton und ge-
nügend Reserven, um weitere
Menschen unterzubringen.
Amstad lobte die Mitarbeiten-
den der Sozialen Dienste Asyl.
«Sie leisten hervorragende
Arbeit und machen das mit
sehr viel Leidenschaft und En-
gagement.»

Peter Seiler beantragte eine
Diskussion über den Vorstoss.
Der Kantonsrat lehnte dies mit
34 zu 10 Stimmen ab.

NeueWasserversorgung
fürMelchtal
Die EinwohnergemeindeKerns erhält die Zustimmung
für die Sanierung der vierWasserversorgungsprojekte.

Melissa Siegfried

Per1. Januar2018übernahmdie
Einwohnergemeinde Kerns die
vier eigenständigen Wasserver-
sorgungen im Melchtal. Darun-
ter die Wasserversorgungsge-
nossenschaftMelchtal,dieWas-
serversorgung Kloster, die
Wasserversorgung Turrenbach
unddieWasserversorgungHug-
schwendi. Seither betreibt und
verantwortet die Einwohnerge-
meindeKernsdieWasserversor-
gung im Melchtal, heisst es im
Bericht andenKantonsrat.

DievierWasserversorgungen
sind sanierungsbedürftig. Um
Trink-,Brauch-undLöschwasser
sicherzustellen, will dieWasser-
versorgungKernsdieWasserver-
sorgung imMelchtalneuaufstel-
len. Die Kosten für das Gesamt-
projektbetragen9,296Millionen
Franken. Kerns soll dafür ein
Kantonsbeitrag von 90 Prozent
des Bundesbeitrags, höchstens
aber 610482 Franken, zugesi-

chert werden. Der Beitrag wird
über voraussichtlich sechs Jahre
verteilt ausgerichtet.

Andreas Gasser (FDP, Lun-
gern) legteeinWort einundsag-
te: «Der Verpflichtungskredit
des Bund endet erst im Jahr
2025. Doch bis heute sind be-
reits drei Viertel dieses Kredits
aufgebraucht.» Die 610482
Franken würden den Rahmen
sprengen, respektivekönnenda-
durch keine weiteren Projekte
unterstützt werden bis im Jahr
2025.Deshalb sei es sinnvoll, es
über sechs Jahre zu etablieren.
Somitunterstützt dieFDP-Frak-
tion das Projekt.

Auch die SP-Fraktion sowie
die CVP/GLP-Mitte unterstüt-
zen das Vorhaben. Der Regie-
rungsrat DanielWyler ergänzte
zudem: «Wasser ist das blaue
Gold» und meinte damit, dass
dieQualität desWasserswichtig
sei. Das Verwaltungsgeschäft
wurdemit42 JaundnullEnthal-
tungen angenommen.

Rücktritt zweier
Kantonsräte
Obwalden Kantonsratspräsident
Dominik Rohrer (CVP/Mitte
Sachseln) verlas zu Beginn der
Sitzung die Rücktrittsschreiben
von Ivo Herzog (SVP, Alpnach,
rechts) und Guido Cotter (SP,
Sarnen).DiebeidenRatsmitglie-
dergebenaufEndedesAmtsjah-
res 2023/2024 Mitte Jahr ihre
Mandate vorzeitig ab.

IvoHerzog führte seine stei-
gende berufliche Belastung
durch verschiedene Projekte als
einenGrundfürseinenRücktritt
an. Sein Familienleben und di-
verseVereinewürden insHinter-
treffengeraten.AlleKompromis-
se hätten irgendwann Grenzen.
Auch im Interesse seiner Ge-
sundheit und seines Altersmüs-
seernuneinpaar liebgewordene
Dinge abbauen und einiges neu
ordnen, schriebHerzog.

GuidoCotter betonte in sei-
nemSchreiben, es seienzehn in-
teressante Jahre inderLegislati-
vegewesen,nachüber30 Jahren
inder Judikative.Es sei derZeit-
punkt gekommen, einer jünge-
ren Kraft Platz zu machen. Be-
sonders habe er sich für ver-
schiedene Anliegen eingesetzt,
etwas das Wahlverfahren für
denKantonsrat unddieGerich-
te, diePrämienverbilligung,we-
niger Fluglärm, eine kleinere
A8-Variante Kaiserstuhl oder
Velowege. (mu)
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